
Aus der Praxis der Vertragsgerichte
§ 222 BGB.
Bei der Entscheidung von Streitigkeiten innerhalb der 

volkseigenen Wirtschaft hat das Staatliche Vertrags­
gericht von Amts wegen zu prüfen, ob eine Verjährung 
vorliegt. Ist dies der Fall, so hat es den gestellten An­
trag abzuweisen, selbst wenn sich der Antragsgegner 
nicht auf die Verjährung beruft.

Staatliches Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik, Entsch. vom
22. September 1953 — B VI A 95/53.

Am 8. September 1952 lieferte die Antragsgegnerin der An­
tragstellerin im Rahmen eines zwischen ihnen abgeschlossenen 
Kauf- und Liefervertrages einen Posten Bratheringe. Die An­
tragstellerin und Antragsgegnerin sind volkseigene Betriebe. 
Die Antragstellerin nahm die Bratheringe auf ihr Lager und 
bezahlte sie.. Am nächsten Tage zeigten die Fische Zeichen von 
Verderb. Das Veterinär- und Gesundheitsamt, dem Proben 
übersandt wurden, bezeichnete sie am 19. September als 
genußuntauglich. Die Antragstellerin forderte Rücknahme der 
Ware und Rückzahlung des Kaufpreises von der Antrags­
gegnerin und machte, als diese das verweigerte, am 16. Juni 
1953 ein Schiedsverfahren bei dem zuständigen Bezirks­
vertragsgericht auf Rückzahlung des Kaufpreises gegen die 
Antragsgegnerin anhängig. — Die Antragsgegnerin begründete 
ihre Weigerung damit, daß sie an dem Verderb der Fische kein 
Verschulden treffe.

Das Bezirksvertragsgericht hat die Antragsgegnerin mit der 
Begründung, daß sie die Ware zu lange; bei sich habe lagern 
lassen und sie vor dem Versand nicht gehörig geprüft habe, 
zur Zahlung von Schadensersatz in Höhe eines Teilbetrages der 
Kaufsumme verpflichtet. Gegen diese Entscheidung hat die 
Antragsgegnerin Beschwerde eingelegt. Sie stellt ein zum 
Schadensersatz verpflichtendes Verschulden auch weiterhin in 
Abrede und wendet im übrigen ein, daß der. Anspruch der 
Antragstellern rechtlich gar kein Schadensersatzanspruch sei, 
vielmehr handele es sich um eine Rückforderung des Kauf­
preises auf Grund von Wandlung; der Wandlungsanspruch 
aber sei verjährt.

Das Staatliche Vertragsgericht bei der Regierung der DDR 
hat die Entscheidung des Bezirksvertragsgerichts aufgehoben 
und den Antrag auf Rückzahlung des Kaufpreises abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n ;
Das Staatliche Vertragsgericht im Bezirk S. hat die 

rechtliche Bedeutung des dem Verfahren zugrunde lie­
genden Sachverhalts verkannt. Der Einwand der An­
tragsgegnerin, daß es sich um einen aus einem Wand­
lungsverlangen hergeleiteten Anspruch handele, trifft 
zu. Für einen Schadensersatzanspruch ist kein Raum, 
da es sich bei dem Mangel der Ware weder um eine 
zugesicherte Eigenschaft noch um einen arglistig ver­
schwiegenen Fehler handelt.

Der Anspruch des Käufers auf Wandlung verjährt in 
sechs Monaten von der Ablieferung der Ware an. Die 
Verjährung wird unterbrochen, wenn der Käufer gegen 
den Verkäufer Klage erhebt. Der Klageerhebung steht 
die Geltendmachung des Anspruchs vor einem Schieds­
gericht oder einer Verwaltungsbehörde gleich, wenn der 
Anspruch bei einer dieser Stellen geltend gemacht wer­
den muß.

Die Verjährung wird auch dadurch unterbrochen, daß 
der Käufer zur Sicherung des Beweises eine gerichtliche 
Beweisaufnahme beantragt. Von der Beendigung der 
Unterbrechung der Verjährung an beginnt die Ver­
jährungsfrist von neuem zu laufen. Ist die Verjährung 
vollendet, so ist der aus dem Schuldverhältnis Ver­
pflichtete nunmehr berechtigt, die Leistung zu ver­
weigern.

Das Staatliche Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik hatte zu prüfen, 
ob diese dem bürgerlichen Zivilrecht entstammenden 
und durch unseren Staat sanktionierten Rechtsnormen 
auch auf die Rechtsverhältnisse zwischen Betrieben der 
volkseigenen oder der ihr gleichgestellten Wirtschaft an­
wendbar sind, und welche Folgerungen gegebenenfalls 
daraus für den Schiedsstreit zu ziehen sind.

Das Staatliche Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik hat die erste der 
beiden Fragen aus folgenden Gründen bejaht.

Der Zweck der Verjährung im bürgerlichen Zivilrecht 
ist die Wahrung des Rechtsfriedens. Die Verjährung 
befreit den verspätet in Anspruch Genommenen von den 
durch den Zeitablauf bedingten Beweisschwierigkeiten. 
Er ist berechtigt, einen tatsächlichen Zustand, der lange 
Zeit hindurch unangefochten bestand, wie einen Rechts­
zustand für sich zu nutzen. In verstärktem Maße be­

steht das Bedürfnis nach einer solchen Regelung für 
das Recht der volkseigenen Betriebe. Ihre Beziehungen 
zueinander müssen klar, ihre Vermögensverhältnisse 
beständig sein. Das erfordern die Grundsätze der Wirt­
schafts- und Finanzdisziplin und der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung. Nur so ist die ungestörte Abwick­
lung ihrer in bestimmte Zeitabschnitte aufgeteilten 
Planauflagen gewährleistet.

Nach den Verjährungsvorschriften des BGB ist es der 
freien Entschließung des Verpflichteten anheimge­
geben, ob er von der Möglichkeit Gebrauch machen will, 
nach Ablauf der Verjährungsfrist die Leistung zu ver­
weigern. Eine solche Wahlbefugnis kann für das Recht 
der volkseigenen Wirtschaft nicht anerkannt werden. 
Aus der Verantwortung des Betriebsleiters für das ihm 
anvertraute Volksvermögen entspringt seine Verpflich­
tung, alle Rechte geltend zu machen, die ihm zum Schutz 
und zur Mehrung des ihm an vertrauten Gutes zur Ver­
fügung stehen. Dieser Verpflichtung muß auch das 
Gericht Rechnung tragen, d. h., es muß, weil die Be­
ständigkeit der Vermögensverhältnisse der Betriebe der 
volkseigenen Wirtschaft untereinander sowie die Festi­
gung der Wirtschafts- und Finanzdisziplin ihnen gegen­
über unabdingbare Erfordernisse der Planwirtschaft 
sind, den Ablauf der Verjährungsfristen von Amts wegen 
prüfen und berücksichtigen; es darf keiner Forderung, 
die verjährt ist, Rechtsschutz angedeihen lassen und 
stattgeben. Insoweit müssen die Grundsätze des von 
unserem Staat sanktionierten bürgerlichen Zivilrechts 
den Erfordernissen der neuen Produktionsverhältnisse 
weichen.

Die Anwendung dieser Grundsätze auf den vorliegen­
den Schiedsstreit führt zu folgendem Ergebnis:

Die Antragstellerin hat die von ihr beanstandete 
Ware am 8. September 1952 erhalten. An diesem Tage, 
an dem auch die Gefahr auf sie überging, begann der 
Lauf der Verjährungsfrist für die Wandlungs- und Min­
derungsansprüche, die ihr aus der Unbrauchbarkeit der 
Ware erwuchsen.

Die Maßnahmen, die die Antragstellerin, als sie die 
Mangelhaftigkeit der Ware erkannte, traf: daß sie sofort 
das Amt für Handel und Versorgung in Kenntnis setzte, 
eine Besichtigung der Ware durch dieses herbeiführte 
und die Untersuchung der Ware durch den Veterinärarzt 
veranlaßte, sind für das Schiedsverfahren vor dem 
Staatlichen Vertragsgericht einem Beweissicherungsver­
fahren vor dem ordentlichen Gericht gleichzuerachten. 
Durch diese Maßnahme also wurde die Verjährung un­
terbrochen. Das Ergebnis der Beweissicherung lag am
19. September 1952 vor. An diesem Tage endete die 
Unterbrechung der Verjährung durch die Beweissiche­
rung und begann die sechsmonatige Verjährungsfrist 
erneut zu laufen. Die Antragstellerin mußte also, da die 
Antragsgegnerin die Rückzahlung des Geldes verwei­
gerte, wenn sie ihren Wandlungs(Minderungs)-Anspruch 
nicht der Verjährung aussetzen wollte, ihn bis zum 
19. März 1953 durch Klage oder einen der Klage gleich­
zuerachtenden Rechtsbehelf geltend machen. Als solcher 
ist auch der Antrag auf Einleitung des Schiedsstreits 
nach Maßgabe der Verfahrensordnung für das Staatliche 
Vertragsgericht anzusehen. Diesen Weg hat die Antrag­
stellerin aber erst am 15. Juni 1953, also verspätet, be­
schritten. Damit hat sie ihren Wandlungsanspruch ein­
gebüßt.

Die Antragsgegnerin hat den Schutz der Verjährung 
allerdings erst in zweiter Instanz für sich in Anspruch 
genommen. Die Frage, welche Bedeutung der Be­
schwerde im Verfahren vor dem Staatlichen Vertrags­
gericht zukommt, insbesondere ob in der Beschwerde­
instanz neue Tatsachen und Beweismittel vorgebracht 
werden können, oder ob dies dem für das Verfahren 
geltenden Konzentrationsprinzip widerspricht, kann da­
hingestellt bleiben, weil Rechtsgrundsätze, die das Ge­
richt von Amts wegen, d. h. auch dann beachten muß, 
wenn sich die Partner nicht ausdrücklich auf sie berufen, 
j e d e r z e i t  vom Gericht beachtet und seinen Ent­
scheidungen zugrunde gelegt werden müssen. Hierzu 
gehört auch der Untergang des Klagerechts durch Ver­
jährung.
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